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12. a) D er Betreiber eines Ä rztebew ertungsportals unterliegt
12. X. 21 keinem strengen G leichbehandlungsgebot in dem Sinne, dass
VI ZR  489/19 eine U ngleichbehandlung von Ä rzten, die keine (zahlenden)

K unden des Portalbetreibers sind, einerseits und Ä rzten , die 
für ihr Profil bezahlen, andererseits stets z u r  Unzulässigkeit 
der V erarbeitung der personenbezogenen D aten von nicht­
zahlenden Ä rzten füh rt, die der Verarbeitung ih rer perso­
nenbezogenen Daten im Portalbetrieb w idersprochen ha­
ben. M aßgeblich ist vielmehr, wciche konkreten  Vorteile der 
Portalbetreiber zahlenden gegenüber nichtzahlenden Ärzten 
gew ährt und ob die sich daraus ergebende U ngleichbehand­
lung in einer Gesamtschau mit alten anderen U m ständen des 
konkreten  Einzelfalls dazu führt, dass die Interessen des ge­
gen seinen Willen in das Portal aufgenom m enen A rztes die 
berechtigten Interessen des Portalbetreibers und vor allem der 
P o rta lnu tzer überwiegen.
b) Zum  sogenannten »Medienprivileg« im  Sinne des Art. 38 
Abs. 1 BayDSG in Verbindung mit Art. 85 Abs. 2 D S-G V O . 263

13. D ie E rsetzungsbefugnis in § 36 Abs. 2 Satz 3 BauGB be-
2 1 .X . 2! w irk t auch dann die Entlastung der G em einde von der
I II  ZR 166/20 V erantw ortung und H aftung für d ie . Versagung des ge­

m eindlichen E invernehm ens, wenn -  wie in Schleswig- 
H olstein  (§ t Abs. 2 N BehZustÜ V ) -  nicht die G enehm i­
gungsbehörden selbst, sondern die K öm m unalaufsichtsbe- 
hörden als zuständige E rsetzungsbehörden im Sinne des § 36 
Abs. 2 Satz 3 BauGB bestim m t sind ............................................... 297



14.
22. X .21 
V ZR 69/20

a) O b  ein Bestandteil (hier: M odul einer Freiland-Photovol­
taikanlage) im Sinne des § 93 BGB wesentlich ist, bestim m t 
sich nach den Verhältnissen im Z eitpunkt der Verbindung, 
w enn es darauf ankom m t, ob an dem Bestandteil bestehende 
Rechte D ritter infolge d er Verbindung untergegangen sind. Ist 
dagegen zu beurteilen, ob  Rechte D ritte r an einem Bestandteil 
begründet w erden können, der bereits in  eine zusam m enge­
setzte Sache eingefügt ist, kom m t es auf die Verhältnisse bei 
Entstehung  des Rechts an.
b) N achfolgende W ertveranderungen sind bei der Prüfung 
der W esentlichkeit eines Bestandteils grundsätzlich nicht zu 
berücksichtigen. Dies gilt auch dann, w enn die W ertm inde­
rung nicht auf A lterung oder übliche A bnutzung, sondern  
auf — ggf. auch unvorhersehbare -  M arktennvicldungen oder 
sonstige gewandelte w irtschaftliche oder rechtliche R ahm en­
bedingungen zurückzuführen  ist.
c) G ebäude i.S.v. § 94 BGB sind zw ar auch andere größere 
B auwerke, deren Beseitigung eine dem  (Teil-)Abriss eines 
G ebäudes im engeren Sinne vergleichbare Zerschlagung 
w irtschaftlicher Werte bedeutete. Ein Bauwerk setzt in die­
sem Zusam m enhang aber regelmäßig etwas mit klassischen 
Baustoffen »Gebautes« von solcher G röße und K om plexität 
voraus, dass die Beseitigung die Z erstörung oder wesentliche 
Beschädigung und den Verlust der Funktionalität der Sache 
zur Folge hätte.
d) Eine Freiland-Photovoltaikanlage stellt jedenfalls dann, 
w enn sie aus einer gerüstähnlichen A ufsiänderung aus Stan­
gen oder Schienen sowie darin eingesetzten P ho tovoltaikm o- 
dulen besteht, kein G ebäude i.S.v. § 94 BGB dar.
e) § 95 Abs. I BGB ist auf Bestandteile einer beweglichen Sa­
che i.S.v. § 93 BGB nicht entsprechend anw endbar..................  310


